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Mit dem „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- 
und Umsetzungsbeschleunigung“ planen Bund 
und Länder einen Schritt in Richtung „Deutsch- 
land-Tempo“. Der Pakt steht im Zeichen der Ef- 
fektivitätssteigerung – durch verschiedene 
Maßnahmen wollen Bund und Länder Pla- 
nungsverfahren beschleunigen, um die ange- 
strebte Transformation Deutschlands möglichst 
zügig zu realisieren. 

 
 

Verfahrensbeschleunigung durch Digi- 
talisierung 

Der neue Regelfall 

Digitale Planungs- und Genehmigungsverfah- 
ren sollen im Rahmen der Fach- und Bundesge- 
setze zum Regelfall werden. Dafür sollen die 
Regelungen des PlanSiG lückenlos in das 
VwVfG sowie einschlägige Fachrechte übertra- 
gen werden. Im Fachrecht plant der Bund wei- 
tere Digitalisierungsmaßnahmen, die es noch 
zu konkretisieren gilt. Schriftformerfordernisse 
sollen soweit wie möglich gestrichen bzw. durch 
digitale Tools ersetzt werden. 

Öffentlichkeitsbeteiligung 

Auch der Verfahrensschritt der Öffentlichkeits- 
beteiligung soll digitaler ausgestaltet werden. 
Möglichkeiten zur digitalen Auslegung von Pla- 
nungsunterlagen sowie digitale Erörterungster- 
mine sollen zum Normalfall werden. 

 
Zudem soll mithilfe einer einheitlichen, standar- 
disierten und maschinenlesbaren Dokumenta- 
tion von Ergebnissen aus einer früheren infor- 
mellen Öffentlichkeitsbeteiligung i. S. d. § 25 
Abs. 3 VwVfG die effektive Nutzung der gewon- 
nenen Erkenntnisse auch im weiteren Verlauf 
des Verfahrens ermöglicht werden. 

Künstliche Intelligenz 
 

In sämtlichen Verfahrensschritten sollen Daten 
standardisiert, maschinenlesbar und strukturiert 
verarbeitet werden, um den Einsatz sog. Künst- 
licher Intelligenz in Planungsverfahren zu er- 
möglichen. Insbesondere KI-basierte Sprach- 
modelle, sogenannte Large Language Models, 
könnten die Verarbeitung von Daten aus Betei- 
ligungsprozessen vereinfachen. 

Durch die Nutzung eines standardisierten Infor- 
mations- und- Datenaustauschs soll zudem die 
Zusammenarbeit zwischen den Prozessbeteilig- 
ten vereinfacht werden. 

Digitales Portal für Umweltdaten 
 

Der Bund beabsichtigt, Konzepte zur Schaffung 
eines bundesweiten Umweltdatenkatasters so- 
wie einer Gutachtendatenbank zu entwickeln. 
Mithilfe eines standardisierten und maschinen- 
lesbaren Formats sollen vorhabenbezogene 
Kartierungsdaten öffentlich zur Verfügung ge- 
stellt werden und somit für weitere Verfahren 
nutzbar gemacht werden. 
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Effektivitätssteigerung der Planungs- 
verfahren 

Anzeige- und Plangenehmigungsverfahren 
 

Der Anwendungsbereich von Anzeige- und 
Plangenehmigungserfahren soll erweitert wer- 
den. Dies gilt insbesondere für kleine und 
gleichartige Projekte, die erkennbar nur ein un- 
wesentliches Risiko erwarten lassen. Fälle von 
unwesentlicher Bedeutung sollen gänzlich von 
der Genehmigungspflicht befreit werden. 

Parallelisierung bei mehrstufigen Planungs- 
verfahren 

Insbesondere in mehrstufigen Planungsverfah- 
ren liegt erhebliches Potenzial zur Beschleuni- 
gung durch gezielte Parallelisierung von Maß- 
nahmen. Hierzu gehört beispielsweise die Zu- 
sammenführung von Raumverträglichkeitsprü- 
fungen und Planfeststellungsverfahren sowie 
die Integration der Linienbestimmung in den 
Planungsprozess. 

Fristverkürzungen und Genehmigungsfiktion 

Trotz festgelegter Fristen entstehen in der Zu- 
sammenarbeit mit den beteiligten Trägern öf- 
fentlicher Belange oftmals Verzögerungen. Er- 
teilen die Träger öffentlicher Belange ihr Einver- 
nehmen oder ihre Zustimmung nicht innerhalb 
einer bestimmten Frist, sollen diese daher in 
Zukunft in bestimmten Fällen fingiert werden 
können. Des Weiteren sollen Fristen innerhalb 
der Planungsverfahren verkürzt werden, wie ge- 
rade bereits im Bereich der Genehmigung von 
Windenergieanlagen oder im Verkehr erfolgt. 

Gesetzliche Artenschutzstandards 
 

Im Bereich der Schienen-, Straßen und Energie- 
infrastruktur sollen einheitliche Artenschutz- 
standards gesetzlich festgelegt werden. Erste 
Schritte im Bereich der Schiene wurden bereits 
Anfang Mai 2023 mit einem Eckpunktepapier 

der Bundesregierung eingeleitet. Im Hinblick 
auf den Umgang mit ubiquitären Arten, also Ar- 
ten, die in vielen verschiedenen Biotopen vor- 
kommen können, wollen Bund und Länder mit- 
hilfe eines Leitfadens zeitnah eine einheitliche 
Vorgehensweise gewährleisten. Auch bezüglich 
anderer Artenschutzbelange soll eine standar- 
disierte und damit effizientere Vorgehensweise 
ermöglicht werden. 

Stichtagsregelung 
 

Insbesondere im Hinblick auf aufwendige, lang- 
wierige und komplexe Planungsverfahren kön- 
nen Änderungen der Sachlage zu erheblichen 
Verfahrensverzögerungen führen, da eine An- 
passung der Planung notwendig wird. Um diese 
Verzögerungen zu eliminieren, wollen Bund und 
Länder eine Stichtagsregelung einführen. Dabei 
sollen Sach- und Rechtslage sowie der aktuelle 
Stand der Technik zum Stichtag festgesetzt 
werden. Bund und Länder werden eine solche 
Regelung in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbe- 
reichen einführen, soweit dies zweckmäßig ist, 
sowie mit einer Rechtsfolge, die europarechtlich 
zulässig ist. Sollten dazu Änderungen des EU- 
Rechts erforderlich sein, wird der Bund auf 
diese hinwirken. 

Legalplanung 
 

Bund und Länder sollen bis Mitte 2024 für ihren 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich prüfen, inwie- 
fern die Genehmigung bedeutsamer Infrastruk- 
turvorhaben durch den Gesetzgeber verfas- 
sungsrechtlich zulässig ist und tatsächlich zu ei- 
ner Beschleunigung beitragen kann. 

 
 

Besonderheiten im Fachrecht 

Duldungspflichten im Rahmen des Energie- 
infrastrukturausbaus 

Der Bund will gesetzliche Anpassungen vorneh- 
men, nach denen Eigentümer das Betreten ih- 
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res Grundstücks im Rahmen des Energieinfra- 
strukturausbaus dulden müssen, ohne dass 
Vorhabenträger dies zuvor langwierig vor Zivil- 
gerichten durchsetzen müssen. Ebenso soll 
eine entschädigungspflichtige Duldungspflicht 
von Grundstückseigentümern für das Anbringen 
und Verlegen von Leitungen zum Anschluss von 
Erneuerbare-Energien-Anlagen an das allge- 
meine Strom- oder Wärmenetz eingeführt wer- 
den. 

Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

Im Rahmen der europarechtlich zulässigen 
Möglichkeiten will der Bund Spielräume für Ba- 
gatellschwellen nutzen und eine Erweiterung 
der Ausnahmen gem. Anlage 1 UVPG für Ände- 
rungs- und Modernisierungsvorhaben anstre- 
ben. Daneben wird geprüft, inwieweit die Uner- 
heblichkeit bei Ersatzneubauten weiter gefasst 
werden kann, um Änderungs- oder Modernisie- 
rungsvorhaben genehmigungsfrei stellen zu 
können. 

Beschleunigung von Schienenverkehrsvor- 
haben 

Bereits mit dem aktuell noch im Gesetzge- 
bungsverfahren befindlichen Genehmigungsbe- 
schleunigungsgesetz wird für die wichtigsten 
deutschen Schienenprojekte ein überragendes 
öffentliches Interesse festgelegt. Zukünftig soll 
darüber hinaus beim Aus-, Neu- und Ersatzbau 
von Schieneninfrastruktur die grundsätzliche 
Annahme eines überragenden öffentlichen Inte- 
resses im Sinne des Klimaschutzes und der Da- 
seinsvorsorge gesetzlich verankert werden und 
dementsprechend in die Abwägung einfließen 
müssen. Außerdem wird eine – jedenfalls zeit- 
weise – erstinstanzliche Zuständigkeit des 
BVerwG ins Auge gefasst. 

Rechtsschutzverfahren 

Im Rahmen von Rechtsschutzverfahren soll ver- 
stärkt die Möglichkeit der Mediation genutzt 
werden. Dabei wird eine Entlastung der Ge- 
richte sowie eine effektivere Lösungsfindung er- 
wartet. Bei bestimmten Regelungsgegenstän- 
den soll zudem auf ein Widerspruchsverfahren 
verzichtet werden. 

Präklusionswirkungen 

Im Rahmen der Reform der Verwaltungsge- 
richtsordnung wurde die innerprozessuale Präk- 
lusion bereits erheblich gestärkt. Verzögerun- 
gen durch Sachverhalts-, Rechts- oder Verfah- 
renseinwände, die in einem fortgeschrittenen 
Zeitpunkt des Verfahrens vorgebracht werden, 
sollen dadurch gemindert werden. 

Möglichkeiten der Einführung einer materiellen 
Präklusion sind – insbesondere nach Entschei- 
dungen des Europäischen Gerichtshofs von 
2015 und 2021 – stark eingeschränkt. Sofern 
die Aarhus-Konvention eine materielle Präklu- 
sion zulässt, wollen Bund und Länder sie jedoch 
dort einführen, wo Beschleunigungseffekte zu 
erwarten sind. 

 
 

Ausblick 

Die Intentionen und Ansätze des „Pakts für Pla- 
nungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbe- 
schleunigung“ zwischen Bund und Ländern sind 
begrüßenswert. Es bleibt abzuwarten, in wel- 
cher Weise die geplanten Maßnahmen realisiert 
werden und wie die angekündigten Prüfungen 
bezüglich der verfassungs- und europarechtli- 
chen Konformität ausfallen. Trotz vieler offener 
Fragen hinsichtlich der konkreten Umsetzung 
deutet einiges darauf hin, dass insbesondere 
durch die Standardisierungen, die Digitalisie- 
rung der Öffentlichkeitsbeteiligung und das digi- 
tale Portal für Umweltdaten bestehende Hinder- 
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nisse beseitigt und der Weg für schnellere Ver- 
fahren bereitet wird. Gleiches gilt für die Bestre- 

bungen, Ersatzneubauten und Vorhaben mit ge- 
ringen (Umwelt-)Auswirkungen in möglichst ein- 
fachen Verfahren abzuwickeln. 

 
 
 

Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Dr. Marie Ackermann, LL.M. (Paris), Dr. Henning Wendt unter 
+49 40 500 360 480 oder mackermann@goerg.de oder hwendt@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage 
www.goerg.de. 

 
Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar ist, 
und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität. 
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